
Bundessozialgericht

5.51.&&/..6..7.

Zugestellt am
5° März 1969

I m N a m e n d e 8 V o l k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Kläger und Kevisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: ouo„o„o„„.o.o„o„„.ooa.o.o.ooocp

g e g e n

ooooocouo ooooooo sooo-no oooooooo ooooo oooooo onoouooaoog

Beklagter und Revisionsbeklag—
ter3‘

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 300 Januar 1969 durch

Bundesrichter S o n n e n b e
r

g
— Vorsitzender —,

Bundesrichter P e t e r s e n und

Bundesrichter ' Dr° S c h w a n k h a r t‚
Bundessozialrichter b r o s t -und

Bundessozialrichterin ß e c k e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 1o„März

1967 aufgehoben‚

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an dieses Gericht zurückverwiesenc
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Der 1925 geborene Kläger9 der wegen Verlust des rechten

Beines, Verlust des rechten 50 Fingers mit Mittelhand—
knochen9 Versteifung der Finger und des Handgelenks

rechts, Bewegungseinschrähkung im rechten Ellenbogen—

gelenk sowie btecksplitter in mehreren Körperteilen

Versorgung wegen Erwerbsunfähigkeit erhält, ist aktiver

Justisoberinspektoro nr beantragte am 290 september

1961 Berufsschadensausgleich mit dem Vorbringen9 dab

er das Reifezeugnis habe und ursprünglich nach der

Verwundung den beruf eines Juristen angestrebt habeo

Das Versorgungsamt Köln lehnte den Antrag mit bescheid

vom 5„ Februar 1962 ab, weil der Kläger 1946 das
Studium an der Universität Köln hätte aufnehmen können9

wenn er gewollt hätte„ Widerspruch, hlage und Berufung

‘des Klägers hatten keinen Erfolge Das Landessozial—

gericht (LSG) ist mit Urteil vom 10„ März 1967 der
btellungnahme des Regierungsmedizinalrats ■re UMZZÜITL

vom 260 Juli 1962 gefolgt9 wonach die bchädigungsfolgen

nicht ursächlich für die Nichtaufnahme eines Studiums

gewesen seienc Dr„ R::1.(Außerung vom 90 März 1962}

.habe ausgeführt, daß vor allem der Zeigefinger und

der Daumen (der rechten Hand) noch ungehindert ge—
braucht werden können° Der Kläger sei noch in der Lage

gewesen, ötenogramme aufzunehmeno Die ochädigungsfolgen

seien daher nicht Ursache für die hiehtaufnahme des

_
Studiums gewesen9 so daß dahingestellt bleiben könne„

‚Ob der Kläger aus wirtschaftlichen Gründen (Unterhaltss

zuschuß während der Vorbereitung zum gehobenen Dienst)

ein Hochschulstudium unterlassen habe„ '

Der Kläger rügt mit der nicht zugelassenen Revision9

das LSG habe seine Sachaufklärüngspflicht (% 103 öGG)
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verletzt, die Grenzen der Beweiswürdigung

(@ 128 see) überschritten und den Anspruch des

Klägers auf rechtliches Gehör (Art, 103 GG)

nicht erfüllt,

Das LSG sei auf die Besonderheiten eines tech—

nischen Studiums nicht eingegangen; dies sei

wesentlich, weil der Kläger vor der Verwundung

einen technischen Beruf angestrebt habe, insé

besondere den Beruf eines akademischen technischen

Flugzeugbauers, In dieser Richtung habe das LSG

den Sachverhalt nicht aufgeklärt, obwohl dem

Gericht Zeugen angeboten worden seien„__

Bei der Beurteilung der Schwere eines juristischen
Studiums im Vergleich zu den Anforderungen der

■usbildung für den gehobenen Justizdienst habe

das LSG einen in Wahrheit nicht bestehenden

Erfahrungssatz angewandt° Schließlich greift

die Revision noch die Feststellung des LSG an, daß

der Kläger in der Lage gewesen sei, mit der be—

schädigten (rechten) Hand Stenogramme aufzunehmen°

Diese Feststellung Stütze sich erkennbar auf die"

von Dr, R;:: (Bl° 189 der VA—Akten) abgegebene

kurze handschriftliche Äußerung und auf das von
Dr, Dh:i■rxz abgegebene Guta0hten vom 260 Juli 1962,
Diese Vorgänge seien aber nicht Zum Gegenstand des

Streitverfahrens gemacht worden, Das LSG habe die

Stellungnahme von Dr° "::; nicht unverändert über—

nommen; denn Dr, Rex: gehe davon aus, daß Zeige—

finger und Daumen noch eingeschränkt gebraucht

werden können„ Nach Dr, 333:2:3'(Gutachten vom

19, Juni 1946) sei die%Gebrauchsfähigkeit der
Hand hochgradig eingeschränkt und nach Medizinalrat
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Dr, ven W121: (ötellungnahme vom 40 Juni 1963)

sei die Hand kaum noch gebrauchsfähivo Es lägen

Mängel in der Beweiswürdigung und zugleich eine

Verkürzung des rechtlichen Gehörs vor; Die ärztlichen
Äußerungen aus den Verwaltungsakten, auf die sich
das LSG gestützt habe, seien dem Kläger nicht mit—

geteilt worden; sie seien auch nicht in der münd—

lichen Verhandlung erörtert worden; erst die schrift—

lich niedergelegten bntscheidungsgründe hätten er—

kennen lassen, daß das LSG sie zur Grundlage seiner

Entscheidung gemacht habö°

Der Kläger beantragt,

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen

vom 10° März 1967 aufzuheben und unter

Abänderung des erstinstanzlichen Urteils

den Beklagten zu Verurteilen, dem hläger

vollen Berufsschadensausgleich zu gewähren9

hilfsweise9

das berufungsurteil aufzuheben und die öache

zur erneuten Verhandlung_und entscheidung

an das L5G zurückzuverweiseno

Der Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers als unzulässig

zu verwerfeno

hilfsweise,

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Der Kläger habe erstmals in der Derufungsbegründungs—

schrift vom 280 November 1964 geltend gemacht, daß

er noch‘9zusätzlich einen technischen Beruf habe er—
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greifen wollen"o Aufgrund dieser vagen, auf
etwaige jugendliche Wun8chvorstellungen hindeu—

tenden Erwägungen hätte das LSG sich nicht ver—

anlaßt sehen müssen, über das Berufsziel weitere
Ermittlungen anzustellen, zumal der Kläger sein

Berufsziél eindeutig mit "Rechtsanwalt" konkre—

tisiert habe„ ‘

Das rechtliche Gehör sei deshalb nicht verletzt,

weil der Sachverhalt vom sachbearbeitenden dichter

mündlich vorgetragen werden sei und die Problematik

durch den Vorprozeß wegen 5chwerstbeschädigten—

zulage (eG Köln - s 14 v 249/62 —):den Beteiligten
hinreichend bekannt gewesen sei„

Die Beteiligten haben sieh damit einverstanden

erklärt, daß der Senat ohne mündliche Verhandlung

durch Urteil entscheide (@ 124 Abs„ 2 see)°

Die nichtzugelassene Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet worden; es bleibt

daher zu prüfen, ob sie im Sinne des 5 162 Abso 1

Nr° 2 des öozialgerichtsgesetzes (SGG) statthaft
und sachlich gerechtfertigt isto.

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen (9 162.

Abs° 1 Nr° 1 SGG); die Revision ist daher nur
statthaft, wenn der Kläger mit Erfolg einen wesent—

lichen Verfahrensmangel rügt (9 162 Abs° 1 Nro 2

SGG)° Das ist hier der Fall°

'In der angegriffeneh Entscheidung hat das LSG es
dahingestellt sein lassen, ob die Nichtaufnahme

eines akademischen ütudiums auf wirtschaftliche
\
f
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Gründe zurückzuführen sei, Es hat festgestellt,

daß die Schädigungsfolgen nicht Ursache für die

Nichtaufnahme eines Studiums seien° Es hat dies

aus der Stellungnahme des Regierungsmedizinalrats

>Dr, m:: """" ?; vom 26, Juli 1962 gefolgert, wonach}

der Kläger trotz seiner Körperbösphädigung in der
Lage gewesen sei, ein akademisches ötudium aufzu—

nehmen und fortzusetzeno Das LSG hat insoweit auch

als bedeutsam angesehen und auf Grund der Außerungen

der genannten Ärzte festgestellt, der hläger sei

— entgegen seiner Behauptung in der Lage gewesen,
5tenogramme aufzunehmen° Auf die möglichkeit eines

technischen Studiums ist der Arzt, auf den sich

das LSG gestützt hat, wie auch das LSG selbst, nicht

eingegangen, Es kann dahingestellt bleiben, ob das

LSG in dieser Richtung zu weiterer öachaufklärung

von seinem sachlich—rechtlichen Standpunkt aus ver—
pflichtet gewesen wäre, weil die Revision in anderer

Hinsicht Erfolg hat,

Das LSG hat zur Stütze seiner Feststellung die

Äußerung des.Dro R:IZ vom 9° März 1962 dahin über—

nommen, daß "vor allem der Zeigefinger und der Daumen

noch ungehindert gebraucht werden können", Tatsäch-

lich hat aber Dr, R::1.an der bezeichneten btelle

dargelegt: ”Nach den Befunden von 1951 (HA) können

vor allem der Zeigefinger und Daumen noch einge—

‘schränkt gebraucht werden"c Das LSG ist mithin zum

Nachteil des Klägers von einem unrichtigen Inhalt
der ärztlichen Äußerung ausgegangen; es hat damit

wegen der Übernahme eines unzutreffenden oder auch

nur eingeschränkt geltenden beweisinhalts die

Grenzen des Rechts der richterlichen Beweiswürdi—

_ 7 i
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gung überschritten° Es hat daher ® 128 5GG -
Verletzt° '

Das LSG hat mit der Auszeichnung der Äußerungenv

von Dr° cxx.vom 9° März 1962 und von Dr„la::::zzz

Vom 260 Juli 1962 Beweismittel zur Grundlage
seiner Entscheidung gemacht, die dem Kläger aus—

weislich des Akteninhalts nicht abschriftlioh mit—
geteilt worden sindü(üiléé 107 39G)0 Zwar hat der

Berichterstatter des Berufungssenats laut öitzungs-
niederschrift vom 10, MärZ'1967 eine Darstellung
des Sachverhalts gegeben; daraus allein ist aber

nicht zu schließen„ daß dem Kläger auch der

Inhalt der erwähnten ärztlichen Äußerungen bekannt

gegeben werden ist° Die 51tzungsniederschrift

enthält jedenfalls keine Angabe darüber, daß

dem Kläger die ärztlichen btellungnahmen vom

9° März1962und260Juli 1962ihremwesentlichen
inhalt nach mitgeteilt worden sindo Da die in erster

Linie gebotene Über$endung von Abschriften der gut—

achtlichen Äußerungen unterblieben ist,.äättß die

Bekanntgabe des Inhalts dieser Äußerungen in der

mündlichen Verhandlung in "nachgreifbarer Weise" erfolgen

müssen„(Bb“G9 äozR Nr„ 4 zu % 107 5GG)( Eine Mitteilung

darf umsoweniger unterstellt werden, als weder die

Ladung zur mündlichen Verhandlung noch die Sitzungs—

niederschrift einen Hinweis auf diese Beweismittel

enthält° ötützt aber das Gericht seine Entscheidung

auf ein im Verwaltungsverfahren ergangenes Gut—

lachten9 so hat es dieses Beweismittel dem Kläger

zur Kenntnis zu bringen (BVerfGE vom 24‚ Juli 1963

g A 2 1 BV R 105/60 in SozR GG Arto 103 Bla Ab 2

Nru 3)„ Der gerichtlichen Entscheidung dürfen nur
Beweismittel zugrunde gelegt werden, zu denen sich

die Beteiligten haben äußern können (BVerfGE 13, 145)„
Da das L5G nicht erkennbar seiner üitteilungspflicht
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genügt hat, hat es auch den ansprpch des Klägers auf

rechtliches Gehöré$%62see; Art° 103GG)nicht voll
erfüllte Die Rügen des Klägers, welche die beweiswür—

digung und das rechtliche Gehör betreffen, greifen mit—

thin durch° Diese Verfahrensmän€el sind auch wesentlich9

weil nicht auszuschließen ist, daß das LSG bei Vermei—

dung der gerügten Mängel zu einer anderen Tatsschen—

feststellung gelangt wäre„ Die Revision ist daher auch

begründet°

auf die Revision des Klägers war demgemäß das angefOCh—

tene Urteil aufzuheben und, da die nicht mit Arfolg

angegriffeneh Feststellungen zu einer öachentscheidung

nicht ausreichen, die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG Zurückzuverweisen (& 170

,
Abs° 2 5„tz 2 SGG)C

Der Ausspruch über die außergerichtlichen Kosten bleibt

der den Rechtsstreit abschließenden Entscheidung vor—

behalteno
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